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Bundestagswahlprogramme 2021 aus Steuersicht1 

AfD Wahlprogramm 

Stichwort Auszug des Wahlprogramms Referenz 

 

Nationale Steuerkompetenz 

Keine EU Steuern 

Das Recht, Steuern zu erheben, muss vollständig in nationaler Kompetenz der Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union verbleiben. […] Die im Zusammenhang mit dem “Recovery Fonds” von 

der EU-Kommission geforderte Einführung mehrerer Steuern in der Rechtssetzungs- und 

Ertragshoheit der EU muss daher verhindert werden. 
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Konzentration auf Umsatz- 

und Einkommensteuer 

Für ein Steuersystem mit wenigen Steuerarten und verständlicher Systematik 

Das Steuerreformkonzept des ehemaligen Verfassungsrichters Kirchhoff ist ein gutes Beispiel 

für eine große Reform. In Orientierung daran könnten, bei Konzentration auf die beiden großen 

Steuerarten (Umsatzsteuer und Einkommenssteuer), die Grundsteuer, die Gewerbesteuer und 

etliche, nach ihrem Aufkommen betrachtet, weitere kleinere Verbrauchsteuern auf 

Bundesebene ersatzlos entfallen. So zum Beispiel die Energiesteuer, die Schaumweinsteuer 

und die Kaffeesteuer. Auf Landesebene sollten die Biersteuer und auf der Kommunalebene die 

Vergnügungssteuer, die Schankerlaubnissteuer, die Jagd- und Fischereisteuer und die 

Zweitwohnungssteuer entfallen. Ihnen allen ist gemeinsam, dass sie verwaltungsaufwendig und 

aufkommensschwach sind. Sie leisten keinen nennenswerten Beitrag zur Staatsfinanzierung 
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Abschaffung Substanzsteuern 

Abschaffung der Substanzsteuern 

Ähnlich verhält es sich mit den sogenannten Substanzsteuern. Dazu zählen die schon erwähnte 

Grundsteuer, die an Haus- und Grundbesitz anknüpft, die Vermögenssteuer sowie die 

Erbschafts- und Schenkungssteuer. Bei derzeit rund 800 Mrd. jährlichem Steueraufkommen des 
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Gesamtstaates liegt deren Anteil insgesamt bei einem niedrigen einstelligen Prozentbetrag. 

Zudem ist die Vermögenssteuer bereits 1995 für verfassungswidrig erklärt worden. 

Die Grundsteuer wird in der Gesetzgebungshoheit des Bundes geregelt. Ihr Aufkommen fließt 

ausschließlich den Kommunen zu. Auch sie wurde wegen der Bewertungsprobleme des Grund- 

und Gebäudevermögens für verfassungswidrig erklärt. Ihr steuersystematischer 

Erhebungsgrund ist unklar, weshalb ihre Existenzberechtigung und ihre Verfassungsmäßigkeit 

in der Rechtswissenschaft hochumstritten ist. Wenn sie in Wahrheit eine zweite 

Vermögenssteuer ist, wofür vieles spricht, ist sie ebenfalls konfiskatorisch und daher 

abzuschaffen. Ihr Aufkommen entspricht etwa 10 % des gesamten Steueraufkommens der 

Kommunen. Als Ersatzeinnahme für die Kommunen strebt die AfD eine Änderung des 

Verteilungsschlüssels der großen Steuerarten zu Gunsten der Kommunen an. Grundsätzlich ist 

es das Ziel der AfD, die Steuer- und Abgabenbelastung in Deutschland deutlich zu senken (laut 

OECD weltweit nur noch von Belgien übertroffen!) […] 

Im Falle des Unternehmensübergangs im Erbgang, insbesondere auch innerhalb der Familie, 

wurde bei größeren Vermögen umso drastischer auf die Unternehmenssubstanz im Wege der 

Erbschaftssteuer steuerlich zugegriffen mit der Folge der Zerstörung funktionierender 

Unternehmen. […] Die AfD fordert daher die Abschaffung der Erbschaftssteuer. 

 

 

Abschaffung der 

Grunderwerbsteuer bei 

Eigennutzung 

Wir wollen ein Land von Wohnungseigentümern werden 

Der Erwerb von Grund und Boden und von Wohneigentum unterliegt der Grunderwerbsteuer. 

Sie bemisst sich in Prozenten der Erwerbskosten und erschwert damit die Eigentumsbildung 

breiter Bevölkerungsschichten, die weit überwiegend als Ziel eines selbstbestimmten Lebens 

den Erwerb von Wohnungseigentum anstreben. 

Deutschland ist europaweit mit unter 50 % das Land mit der geringsten Eigentumsquote bei der 

Wohnungsversorgung. Das wollen wir ändern und den Erwerb von Wohneigentum unter 

Seite 34 f.  
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anderem durch die Abschaffung der Grunderwerbsteuer beim Erwerb von Immobilien zur 

Eigennutzung erleichtern. […] 

 

 

Automatischer Abbau der 

kalten Progression 

 

 

 

 

Abschaffung des 

Solidaritätszuschlags 

 

Elementare Steuergerechtigkeit statt Nominalwertprinzip und Ungleichbehandlung von 

Steuerbürgern 

[…] Seit der 18. Legislaturperiode des Bundestages werden zwar durch Einzelgesetze die 

Kinder- und die Grundfreibeträge an die Inflation angepasst und inzwischen auch die 

Tabellenbeträge angehoben. Im Jahrzehnt davor ist dies jedoch nicht geschehen, mit der Folge, 

dass man in Deutschland, etwa im krassen Unterschied zur Schweiz, mit leicht 

überdurchschnittlichem Einkommen bereits zu Teilen mit dem Spitzensteuersatz belastet wird. 

Es ist ein Gebot elementarer Gerechtigkeit, für beide Phänomene eine automatische 

gesetzgeberische Dynamisierung vorzunehmen. Dies wurde daher auch von der AfD-

Bundestagsfraktion wiederholt in Antragsform gefordert. 

Genauso elementar wird die Steuergerechtigkeit verletzt, wenn der Solidaritätszuschlag, der 

aus Gründen der Finanzierung des Aufbau Ost eingeführt wurde, nach dem Wegfall dieser 

Transferleistungen nicht ebenfalls entfällt. Maßgebliche Verfassungsrechtler halten die 

nunmehrige vollständige Abschaffung des „Soli“ für verfassungsrechtlich zwingend geboten. 

Die AfD-Bundestagsfraktion hat bereits mehrfach entsprechende Anträge im Bundestag zur 

Abstimmung gestellt, die alle mit breiter Mehrheit abgelehnt wurden. Mit Wirkung für 2021 wurde 

nunmehr für untere und mittlere Einkommensgruppen der Steuerzuschlag abgeschafft - mit der 

Konsequenz, dass etwa die Hälfte der 20 Mrd. des jährlichen Aufkommens entfällt. Die zweite 

Hälfte des Aufkommens bleibt jedoch – beispielsweise auch für alle kleinen GmbH – für die 

übrigen Einkommensteuerzahler als Zusatzbelastung erhalten. Der Grundsatz der 

Gleichbehandlung aller Steuerzahler wird damit eklatant verletzt. Das 

Bundesverfassungsgericht wird über die Rechtmäßigkeit dieses Vorgehens zu entscheiden 

haben. 

Seite 35 f. 

 Besteuerung an Digitalzeitalter anpassen: Einführung einer Digitalsteuer Seite 37 
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Einführung einer (nationalen) 

Digitalsteuer 

Die AfD fordert die Einführung einer Digitalsteuer für Tech-Riesen („Gafam“), die nicht auf den 

Gewinn, sondern auf den Umsatz dieser Unternehmen erhoben wird. Denkbar ist dabei die 

Besteuerung von Umsätzen aus dem Platzieren personalisierter Werbung auf der Basis von 

Nutzerdaten, Umsätzen aus Vermittlungsdiensten zwischen Nutzern und Umsätzen aus dem 

Verkauf von Nutzerdaten. Da die Verhandlungen über die Einführung einer Digitalsteuer auf 

europäischer Ebene vorerst gescheitert sind, planen bereits mehrere europäische Länder eine 

entsprechende Regelung auf nationaler Ebene oder haben eine solche in Teilen bereits 

umgesetzt. Deutschland sollte sich zügig anschließen und eine nationale Digitalsteuer auf den 

Weg bringen 

Bürokratieabbau Technologieführerschaft mit „Blue Deal“ 

[…] Wir wollen Bürokratie abbauen und den Staat effizienter machen durch 

• Entschlackung und Flexibilisierung des Arbeitsrechts, 

• Beendigung der Benachteiligung des Mittelstands gegenüber multinationalen 

Großkonzernen,  

• Sicherstellung verlässlicher rechtlicher und regulatorischer Rahmenbedingungen, 

• Überprüfung, ggf. Abbau bzw. Befristung von Regulierungen und Subventionen,  

Überprüfung und Reduzierung der wirtschaftsrelevanten Rechtsgebiete auf Streitanfälligkeit. 

Seite 43 

 

Steuer auf Überweisungen, die 

den EWR-Raum verlassen 

Leben retten und soziale Gerechtigkeit herstellen 

[…] Eines der Hauptmotive für die gegenwärtige Massenmigration nach Deutschland und 

Europa ist die Möglichkeit von Migranten, in Deutschland bezogene Transferleistungen und 

auch legal oder illegal verdientes Geld zurück in ihre Heimatländer zu überweisen. Um diesen 

Migrationsanreiz zu beseitigen, befürworten wir die Einführung einer Steuer auf 

Rücküberweisungen, die den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) verlassen. 

Seite 95 
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Steuerliches Familiensplitting 

Anhebung Kinderfreibetrag 

[…] Die AfD will hier mit dem steuerlichen Familiensplitting einen Paradigmenwechsel einleiten, 

verbunden mit einer Anhebung des Kinderfreibetrages. Als weitere steuerliche Maßnahmen 

fordern wir die vollständige steuerliche Absetzbarkeit von kinderbezogenen Ausgaben und eine 

Absenkung der Mehrwertsteuer für Artikel des Kinderbedarfs auf den reduzierten Satz. 

Ergänzend sollen Eltern zur Herstellung der Lastengerechtigkeit bei der Geburt jedes Kindes 

eine Rückzahlung bereits entrichteter Rentenbeiträge in Höhe von 20.000 € erhalten bzw. von 

zukünftigen Beiträgen in entsprechender Höhe freigestellt werden, ohne dass die spätere 

Leistung gekürzt wird. 

 

Steuerzuschuss in der 

Rentenfinanzierung 

Renten zukunftsfest 

Es braucht einen ausgewogenen Ansatz, der die Belange aller Betroffenen einbezieht. Der 

drohenden Überlastung der Beitragszahler muss durch einen höheren Steuerzuschuss in der 

Rentenfinanzierung entgegengewirkt werden, versicherungsfremde Leistungen sind aus 

Steuermitteln zu begleichen. Dieser höhere Steueraufwand darf jedoch nicht durch 

Steuererhöhungen finanziert werden. Vielmehr sind die Steuerzuschüsse zur Rente durch 

konsequente Streichungen von ideologischen Politikmaßnahmen, beispielsweise in der 

Migrations-, Klima- und EU-Politik, gegenzufinanzieren. […] 

Seite 124 

 

Erstattung von Beiträgen zur 

Rentenversicherung für 

Familien mit Kindern 

Lastenausgleich zwischen Familien und Kinderlosen herstellen 

Besondere Beachtung verdienen im Sozialversicherungssystem die Familien. Eltern tragen die 

Lasten der Kindererziehung. Die späteren Leistungen der Kinder, insbesondere in der 

Rentenversicherung, kommen aber allen Rentnern zugute, auch den Kinderlosen. Familien mit 

Kindern tragen daher Sonderlasten für die Allgemeinheit.  

Die AfD möchte hier einen Ausgleich herstellen, indem Familien für jedes Kind 20.000 Euro 

Beiträge der Eltern zur Rentenversicherung aus Steuermitteln erstattet bekommen, ohne dass 

sich die Rentenansprüche dadurch verringern. Wurden zum Zeitpunkt der Geburten noch keine 

Beiträge in entsprechender Höhe gezahlt, erfolgt eine Anrechnung auf zukünftige 

Rentenbeiträge.[…] 

Seite 127 
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Keine doppelte 

Rentenbesteuerung 

Keine Doppelbesteuerung, Steuerfreibetrag anheben 

Neben den besonderen Ungerechtigkeiten gegenüber Ostrentnern und Familien in ganz 

Deutschland gibt es auch grundsätzliche Ungerechtigkeiten bei der Rentenbesteuerung. Viele 

Rentner, die seit 2005 auf ihre Renten Steuern zahlen, unterliegen einer Doppelbesteuerung. 

Die rechtlichen Regelungen sind so anzupassen, dass dieser verfassungswidrige Zustand 

abgeschafft wird.  

Generell ist die Besteuerung von Renten aus sozialer Sicht kritisch zu beurteilen. Wir wirken der 

Einkommensteuerlast dadurch entgegen, dass wir den Steuerfreibetrag – wie im 

steuerpolitischen Abschnitt dargestellt – für alle anheben und so zumindest niedrige Renten vor 

der Besteuerung bewahren 

Seite 128 

 

Steuerfreie Nacht-, Sonn- und 

Feiertagszuschläge in der 

Pflege 

Beendigung des Pflegenotstands 

Steigende Patientenzahlen, Abnahme von qualifiziertem Pflegepersonal, Überlastung 

vorhandener Pflegekräfte und eine Ausgabendeckelung der Kranken- und Pflegekassen bei der 

Entlohnung der Pflege sorgen für eine zunehmende Schieflage im Pflegebereich. Die AfD 

fordert, dass Kurzzeitpflegeplätze in den Krankenhäusern durch die Pflegeversicherung 

finanziert werden. Die AfD betrachtet die Förderung der ärztlichen Versorgung im ländlichen 

Raum als eine der aktuell dringendsten Aufgaben. 

Daher fordert die AfD: 

1.Eine leistungsgerechte angemessene Bezahlung der Pflegekräfte über einen 

Flächentarifvertrag mit steuerfreien Nacht-, Sonn- und Feiertagszuschlägen. […] 

Seite 137 f. 

 

Ermäßigter Umsatzsteuersatz 

für Medikamente 

Arzneimittelversorgung verlässlich machen 

[…] Zur Vermeidung einer Überlastung des Arzneimittelbudgets werden diese Maßnahmen 

durch eine Ausweitung der Nutzenbewertung auch für den patentgeschützten Anteil der 

Medikamente und durch die Absenkung der Umsatzsteuer für Medikamente von 19% auf 7 %, 

Seite 139 f. 
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finanziert. In anderen EU – Ländern gilt bereits für Medikamente ein abgesenkter Steuersatz 

oder sie sind ganz steuerbefreit. […] 

Streichung der 

Grunderwerbsteuer auf 

selbstgenutzte 

Wohnimmobilien für 

„Einheimische“, für andere 

Erhöhung der 

Grunderwerbsteuer auf 20 % 

Bauen, Wohnen, Mieten 

Die Grunderwerbsteuer auf selbstgenutzte Wohnimmobilien ist ersatzlos zu streichen. Damit 

Einheimische besser auf das vorhandene Angebot zugreifen können, ist der Erwerb von 

Wohnimmobilien durch Käufer ohne deutsche Staatsbürgerschaft, deren Hauptwohnsitz im 

Ausland liegt, über eine Erhöhung der Grunderwerbsteuer auf 20% zu erschweren. Die 

Grundsteuer und Gebühren wie die EEG-Umlage und die GEZ-Gebühren (Haushaltsabgabe) 

sind zu streichen. Der Ausgleich der Grundsteuer an die Gemeinden ist vom Bund zu leisten 

Seite 166 

Sonderabschreibung für 

eigengenutzte Immobilie 

Wohneigentumsförderung 

Wir fordern eine steuerliche Sonderabschreibung für die eigengenutzte Immobilie. 

Seite 167 

 

Abschaffung der CO2-

Besteuerung 

Kernforderung zur Klimapolitik 

Das Klima kann keinen durch den Menschen postulierten und schon gar nicht garantierten 

Bestandsschutz haben. Das Klima ist per se nicht schutzfähig. […] 

Jegliche Form der CO2-Besteuerung ist abzuschaffen. 

Seite 173 

 

Abschaffung der 

Luftverkehrsteuer 

Flugverkehr als Wirtschaftsfaktor stärken 

[…] Die AfD befürwortet die Abschaffung der Luftverkehrsteuer und richtet sich gegen 

unrealistische CO2-Reduktionsziele der EU. Im Rahmen eines „Luftverkehrskonzepts 2021“ 

sind Deutschlands Flughäfen als Wirtschaftsfaktor zu stärken. 

Seite 185 

Grunderwerbsteuerbefreiung 

für landwirtschaftliche 

Existenzgründer 

Familienbetriebe in den Mittelpunkt stellen 

[…] Landwirtschaftliche Existenzgründer wollen wir von der Grunderwerbsteuer befreien. 

Seite 194 
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Ablehnung von gesonderten 

Lebensmittelbesteuerungen 

Gesunde Lebensmittel aus heimischer Produktion fördern 

[…] Deshalb lehnen wir jede Form der gesonderten Lebensmittelbesteuerung, wie eine Fleisch- 

oder Zuckersteuer, ab. 

Seite 198 

 


